
Mutter darf nicht ihr eigenes Kind
adoptieren

Verwechslung. Im Spital waren zwei Babys miteinander vertauscht
worden. Der Versuch, das Problem Jahrzehnte später per Adoption zu
lösen, scheiterte nun.
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Wien. Schon als 14�Jährige hatte die heute längst erwachsene Frau Zweifel, ob

sie in diese Familie gehörte. Die Zweifel waren berechtigt. Denn nach der Geburt

im Jahr 1965 waren im Spital zwei Babys irrtümlich miteinander vertauscht

worden. Die Jahre gingen ins Land, bevor die Frau im Jahr 2023 durch ein

Gutachten Gewissheit erlangte.



Wenigstens waren die Nachforschungen erfolgreich. 2024 gelang es der Frau,

ihre echte Mutter zu finden. Und um die Dinge zumindest rechtlich wieder ins

Lot zu bringen, fasste man einen Plan: Die Mutter wollte ihr leibliches Kind

adoptieren. Doch nachdem man �ür dieses Ziel durch alle Instanzen inklusive

Obersten Gerichtshofs (OGH) gegangen war, ist nun klar: Das funktioniert nicht.

Denn man kann nach Ansicht der Richter als Frau kein Kind adoptieren, das man

bereits selbst geboren hat. Wie aber kann man dann die Familie vereinen?

Die vermeintlichen Eltern der Frau sind bereits verstorben. Sie hatte zunächst

ihre DNA mit der ihrer rechtlichen Schwester abgleichen lassen. Dabei kam

heraus, dass keine biologische Verwandtschaft zwischen den beiden besteht.

Nachdem die Frau ihre wahre Mutter gefunden hatte, ergab ein weiteres

Gutachten, dass sie Tochter und Mutter sind. Die zwei haben inzwischen engen

Kontakt: Die Tochter organisierte in ihrer Nähe eine Wohnung �ür die Mutter,

früher hatte sie in Deutschland gelebt. Beide wollten die Adoption, doch eine

solche muss gerichtlich genehmigt werden.

Und vor Gericht erfuhr man mit diesem Ansinnen nur Ablehnung. Sowohl das

Bezirksgericht Telfs als auch das Landesgericht Innsbruck meinten, dass die

Adoption in diesem Fall nicht zulässig sei. Schließlich handle es sich ja bereits

um Mutter und Kind. Stattdessen solle das Standesamt die Geburtsurkunde

berichtigen. Alternativ sei, falls die Verwaltungsbehörden die Voraussetzungen

da�ür nicht gegeben sehen, eine deklarative Feststellung im Rahmen eines

Abstammungsverfahrens möglich.

Warum ein Vater scheiterte

Der OGH betonte, dass eine Adoption unter Verwandten nicht völlig

ausgeschlossen sei. Aber es gebe sie dann nicht, wenn man dadurch eine

Rechtsstellung erreichen wolle, die ohnedies schon besteht. So sei in der

Vergangenheit auch der Antrag eines Mannes abgelehnt worden, der sein

eigenes Kind adoptieren wollte, da es unehelich zur Welt gekommen sei.

Die Adoption hielt der Vater �ür nötig. Denn er sei Oberhaupt einer

„internationalen Nobilitätsfamiliaris“, der hochrangige Persönlichkeiten

angehören würden. Doch das Kind könne nur unter bestimmten

Voraussetzungen sein familiärer Nachfolger sein: Die Eltern müssten bis zur



Taufe katholisch geheiratet haben oder das Kind müsste durch Adoption

legitimiert sein. Eine katholische Eheschließung zwischen den Eltern gehe aber

nicht, weil die Mutter schon katholisch verheiratet sei. Der OGH genehmigte die

Adoption in seiner 2005 ergangenen Entscheidung nicht, da eheliche und

uneheliche Kinder laut österreichischem Recht gleichgestellt sind.

Zurück zum aktuellen Fall, auch hier verwies der OGH auf das Gesetz. Im ABGB

heißt es: „Mutter ist die Frau, die das Kind geboren hat.“ Dies gelte zum einen

unabhängig davon, ob das von einer Frau geborene Kind genetisch von ihr

abstammt, erklärte der OGH. Aber das gelte zum anderen auch dann, wenn die

Kinder nach der Geburt vertauscht worden seien. Daher könne man als Mutter

nicht das Kind adoptieren, das man geboren hat. Denn die Rechtsbeziehungen

zwischen den beiden seien schon kraft Geburt gegeben.

Geburtsurkunden berichtigen

Das Anliegen, die Familienverhältnisse richtigzustellen, hielt aber auch der OGH

(3 Ob 12/25y) �ür gerechtfertigt. Da�ür seien die unrichtigen Geburtsurkunden

„aber im Verwaltungsweg zu korrigieren“, erklärte er. Diese Worte des OGH

sollten Mutter und Tochter nun zumindest darin helfen, die wahren

Familienverhältnisse beim Standesamt beurkunden lassen zu können.

Ein Thema sind bei vertauschten Babys auch Schadenersatzforderungen von

Eltern und Kindern gegenüber dem Spital. Doch verjähren solche Forderungen

zum einen drei Jahre nach Wissen von Schaden und Schädiger. Zum anderen gibt

es eine absolute Verjährungsfrist von 30 Jahren. Wer also zu spät den Fehler des

Spitals entdeckt, kann durch die Finger schauen.


